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Barry M. Goldwater und die Wirtschaft

W enn auch Goldwaters w irtsdiaftspolitisdies Programm als einer der schwächsten 
Trümpfe in der Hand des republikanischen Senators aus Arizona angesehen werden 

muß, mit deren Hilfe es ihm gelang, sich bis dicht an die Stufen des W eißen Hauses 
hochzuspielen, so war es immerhin ein Trumpf, der gestochen hat. Mit seinen außen­
politischen Thesen, die seinen W ählern die Stärke Amerikas noch einmal recht plastisch 
vor Augen führen sollten, und mit seiner Haltung in der Bürgerrechtsfrage, die nicht 
wenigen Amerikanern als ein willkommener Dämpfer auf den fortschrittlichen Kurs der 
Kennedy-Johnson-Administration erscheinen mußte, läßt sich nämlich der phänomenale 
Erfolg auf dem Parteikongreß in San Francisco allein nicht erklären.

Mindestens ebenso stark wie die Außenpolitik oder die Politik gegenüber einer farbigen 
M inderheit berühren wahrscheinlich den Durchschnittsamerikaner die alltäglichen Fragen 
des W irtschaftslebens, an dem jeder unm ittelbaren Anteil hat. W ie hat sich Goldwater 
in diesem Punkt geäußert? W ie würde seine Wirtschafts- und Sozialpolitik aussehen, 
falls ihn je tzt oder in vier Jahren das W ahlmärmerkollegium zum Präsidenten der Ver­
einigten Staaten bestimmen sollte und falls er sich dann noch an seine bisherige Auf- 

' fassung hielte? .

W enn es allein nach Goldwaters Ü b e r z e u g u n g  ginge, so würde die Wirtschafts­
politik der Vereinigten Staaten einen extrem  liberalen Anstrich erhalten! Als Enkel 
eines Mannes, der sich im „W ilden W esten" der Neuen W elt noch einer quasi-änarchi- 
schen Gesellschaftsordnung gegenübersah, hat sich Barry Goldwater, dem man impulsives 
Handeln und eine Neigung zum „Aus-der-Hüfte-Schießen“ nachsagt, am stärksten von 
den Ideen einer nur auf die Privatinitiative bauenden und jegliche StaatSeingriffe ab­
lehnenden W irtschaftsideologie fesseln lassen. So is t es kein Zufall, daß auf ihn aus­
gerechnet Friedrich A. Hayeks Buch „Der W eg zur Knechtschaft" einen tiefen Eindruck 
gemacht hat. Dieses Buch gipfelt bekanntlich in der fragwürdigen These, daß selbst ein 
punktueller Eingriff in  den Preismedianismus durch die Administration zur staatlichen 
Zwangswirtschaft führen müßte. In solchen Thesen, die auch in unserer Bundesrepublik 
nicht selten zu hören sind, mag Goldwater quasi die theoretische Untermauerung seiner 
instinktiven Abneigung gegen die das individuelle Handeln einschränkende Tätigkeit 
staatlid iei Behörden in der W irtsdiaft gefunden haben. H ier mag er auch Unterstützung 
gefunden haben für seine, Forderungen nach Steuersenkung (insbesondere eines Abbaues 
der Steuerprogression) und einer starken Beschneidung der Bundesausgaben (Nahziel: 
Ausgabensenkung um mindestens 5 Mrd. $), ferner für seine Forderungen nach der 
Rüdekehr zum Prinzip des jährlid ien  Budgetausgleicfas, nach einer Abkehr von jeglichen 
wohlfahrtsstaatlichen Tendenzen, nach einer Einschränkung der Macht der Monopole auf 
der Arbeitgeber- w ie Arbeitnehm erseite und dergleichen mehr.

Mit persönlichen Überzeugungen a l l e i n  läßt sich indessen noch keine Politik machen, 
vor allem dann nicht, wenn sie in so offensichtlichem W iderspruch zu den von der Reali­
tät diktierten Notwendigkeiten stehen, wie das mit Goldwaters liberalen Ideen der Fall 
ist. Schon jetzt hat Goldwater daher deutlich zu erkennen gegeben, in welchen Punkten 
seine W irtsdiafts- und Sozialpolitik von einem extrem-liberalen Programm wird abwei­
chen müssen, wenn er nicht allzu>sehr mit den Erfordernissen der Zeit in Konflikt geraten 
will. Und diese Erfordernisse heißen in der gegenwärtigen Phase des Wahlkampfes vor 
allem: Rücksichtnahme auf die W ählerschaft und diejenigen Machtgruppen, die ein Inter­
esse daran hatten, daß Goldwater und nicht Scranton Kandidat der Republikaner für das 
höchste Staatsam t wurde. Manche Kritiker haben die Abstriche am liberalen Programm 
Goldwaters als W idersprüche eines Am ateurpolitikers gewertet, manche haben ihn als 
Träumer hingestellt. In W ahrheit dürfte es sich in erster Linie um eine geschickte W ahl­
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kam pfstrategie handeln, wobei zugegeben werden muß, daß audi möglidierweise die 
Einsidit in die Sadizwänge einer modernen Industriegesellsdiaft für die Korrekturen 
verantw ortlidi ist.

Zunädist einmal mußte Goldwaters altväterlidier Liberalismus in der Frage des Außen­
handels Federn lassen. Auf diesem G ebiet, ersdieint sein Programm geradezu als Neu­
auflage eines protektionistisdien Handbudies längst verflossener Epodien der W irt­
sdiaftsgesdiidite. Gefordert wird näm lidi Zollsdiutz für säm tlidie Industrien, die nidit 
w iedergutzumadiende Sdiädigungen durdi „zersetzende Im portwellen“ erleiden könnten.
N adi soldien Vorsätzen ließe sidi wahrhaft fast jeder Industriezweig der Vereinigten 
Staaten in einen N atursdiutzpark verwandeln. Insonderheit fordert er Sdiutz für Mine­
ralöl, Textilien, Glas, Kohle, Stahl und Fleisdi, was sogleidi das G erüdit aufkommen 
ließ, daß sidi Goldwater mit der Nennung dieser angeblidi sdiutzwürdigen W irtsdiafts­
zweige für tätige Hilfe im W ahlkampf erkenntlidi gezeigt hat.

Audi in der Frage der Landwirtsdiaftspolitik sind Goldwaters liberale Vorstellungen 
unter dem Drude der Tatsadien nidit ungesdioren geblieben. W enn er audi in früheren 
Äußerungen stets einen Abbau der Subventionen für diesen W irtsdiaftsbereidi gefordert 
hat, so mußte er dödi neuerdings erklären, daß dies nidit unbedingt s o f o r t  zu ge­
sdiehen habe. Hieraus wird man auf die A bsidit sdiließen können, es in dieser Frage 
im großen und ganzen beim alten bleiben zu lassen. Ähnlidies gilt für seine Haltung in 
der Frage der Bundeshilfe für Erziehungszwedce.

Von einem rein liberalen Standpunkt mußte Goldwater audi in der Frage der Gewerk- 
sdiaftspolitik abrücken. H atte er ursprünglich gemeint, das Monopol der Gewerkschaften 
bei A rbeitsvertragsverhandlungen für ganze Industriezweige durch Anwendung der 
Anti-Trust-Bestimmungen brechen zu können, so ist er neuerdings in dieser Frage sehr 
viel weniger konkret. Offensichtlich hat er auch hier gespürt, wo die Grenzen des poli­
tisch Durchsetzbaren und des ökonomisch Sinnvollen liegen. Immerhin scheint der Bereich 
der Gewerkschaftspolitik das Gebiet zu sein, auf dem sich nach Ansicht v ieler Beobach­
ter noch die meisten einschneidenden Änderungen des bisherigen — für amerikanische 
V erhältnisse jedenfalls — fortschrittlichen Kurses ergeben würden.

ü b er diese Punkte, die eine Drosselung des liberalen Elans erfordern und die von Gold­
w ater bereits zugegeben wurden, hinaus, wird sich sein Wirtschaftsprogramm auch in 
anderer Hinsicht nicht so „manchesterhaft" gestalten lassen, wie es Goldwater gern 
möchte. Besteht doch ein gewaltiger Widerspruch zwischen dem von ihm einerseits 
erklärten außenpolitischen Programm, dessen Verwirklichung eine starke Erhöhung der 

, Rüstungsausgaben erfordern würde, und seinen Plänen hinsichtlich einer Steuersenkung 
und einer Verminderung der Bundesausgaben. Diesen W iderspruch hat Goldwater bis­
lang nicht zugegeben. Er dürfte es wohl aus wahltaktischen Gründen auch nicht mehr 
tun. Denn damit würde er auf einen „appeal“ verz>ichten, der seiner politischen Karriere 
schon manch guten Dienst erwiesen hat und noch manchen erweisen soll.

Mit seiner Forderung, es den Kommunisten einmal gehörig zu zeigen, w er eigentlich die 
A m erikaner sind, dürfte er ebenso ins Schwarze der Seele w eiter Volksschichten getrof­
fen haben, wie mit der These, daß es die Pflicht der Regierung sei, alles zu tun, dem 
Bürger die Bedingungen eines vom Staat unbehelligten Lebens zu schaffen. W ie es ein 
Kritiker unlängst treffend ausdrücicte, hat nach Goldwaters Ansicht der Einzelne „das 
Recht, einsam in der Masse zu leben" und das organisierte Leben im W ohlfahrtsstaat 
nicht mitmachen zu müssen: „Die Regierung muß der menschlichen Seele ihre Freiheit 
zurücfcgeben.“

Hier allerdings wird ein Zug in Goldwaters Programm sichtbar, der es weit über normale 
politische Programme hinaushebt. Es ist ein Zug, der viele Kommentatoren veranlaßt 
hat, von einem „Goldwaterismus“ zu sprechen, und der zu manchen Vergleichen mit 
anderen „Ismen“ angeregt hat. Auch Goldwater selbst und seine Anhänger scheuen sich 
nicht, über sich selbst als von einer „Bewegung“ oder einer „Revolution“ zu sprechen, 
die gegen — so „Newsweek“ vom 27. Ju li — „einen Feind gerichtet ist, der dunkel 
definiert wird als das .Establishment' (der Ostküste) oder als der .Club der Mächtigen'."
Dem entsprechen so unausgegorene Slogans wie „Extremismus in der Verteidigung der 
Freiheit ist keine Sünde". Man scheut sich in den USA sogar nicht, darauf hinzuweisen, 
daß genau dies der Jargon weit rechts stehender Bewegungen in Europa seit etwa 
25 Jahren sei, weshalb es auch als kein Zufall angesehen werden könnte, daß Goldwater 
lediglich in zwei Regionen Europas eine gewisse Zustimmung hätte finden können: 
im totalitären Spanien und im konservativen Bayern. Htürnut Hartmann
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